
Soziale Stadt
info 14

www.sozialestadt.de

Der  Newslet ter  zum Bund-Länder-Programm Sozia le  S tadt  

Oktober 2003 

This Issue’s Focus: 

Activation and Participation – 
A Survey of Seven 

European Countries 

02 .....................................   Editorial

03 .....................................   Denmark

05 .....................................   Germany 

08 .....................................   England

10 .....................................   France

12 ............................  The Netherlands

14 .....................................   Austria

16 ......................................   Sweden

07 ......................................   Imprint

Schwerpunkt: 

Aktivierung und Beteiligung –
Ein Blick in sieben  
europäische Länder 

Editorial  ....................................  2 

Dänemark  ....................................  3 

Deutschland  ....................................  5 

England  ....................................  8 

Frankreich  ..................................  10 

Niederlande  ..................................  12 

Österreich  ..................................  14 

Schweden  ..................................  16 

Impressum  ..................................  18 

Veranstaltungshinweise  .................  19 



2

Liebe Leserin, lieber Leser, 

die Herausbildung von Stadtquartie-
ren, in denen Arbeitslosigkeit, Armut, 
Vernachlässigung und soziale Kon-
flikte konzentriert auftreten, ist kei-
neswegs auf Deutschland beschränkt. 
Deshalb sind im letzten Jahrzehnt in 
vielen europäischen Staaten – dem 
deutschen Programm „Soziale Stadt“ 
vergleichbare – auf Integration und 
Partizipation ausgerichtete, gebiets-
bezogene neue Förderprogramme 
aufgelegt worden, mit denen der so-
zialräumlichen Spaltung der Städte 
und damit der Entwicklung von be-
nachteiligten und besonders belaste-
ten Stadtteilen gegengesteuert werden 
soll.

Anstelle sektoraler „top down“-
Planungen werden nunmehr im Zu-
sammenwirken von Quartiersbevöl-
kerung, lokalen Organisationen, Initi-
ativen, Unternehmen, Verwaltungs-
ressorts und der Politik verstärkt „bot-
tom-up“-Strategien erprobt. Oberstes 
Ziel ist die Verbesserung der Lebens-
bedingungen in den Quartieren, wo-
bei Bewohnerinnen, Bewohner und 
andere Vor-Ort-Akteure als Expertin-
nen und Experten für ihre eigenen Be-
lange im Mittelpunkt stehen. „Aktivie-
rung“ und „Beteiligung“ werden so zu 
Schlüsselfeldern der Stadtteilentwick-
lung.

Die Umsetzung dieser komplexen 
Programme, die überwiegend auch 
mit neuen Politikansätzen gekoppelt 
sind, ist mit einem hohen Bedarf an 
Erfahrungsaustausch, Wissenstransfer, 
Kooperation und Öffentlichkeitsarbeit 
verbunden. Dies gilt nicht nur für die 
nationale, sondern auch für die inter-
nationale Ebene. Inzwischen herrscht 
breiter Konsens darüber, dass der in-
ternationale Erfahrungsaustausch an 

Gewicht gewinnt, denn es wächst die 
Notwendigkeit, gute Praxisbeispiele 
aus dem Ausland und für das Ausland 
nutzbar zu machen sowie transnatio-
nale Netzwerke aufzubauen.  

Mit dieser Info-Ausgabe soll ein Bei-
trag zur internationalen Diskussion 
über das zentrale Thema „Aktivierung 
und Beteiligung“ geleistet werden. 
Hierfür haben wir bestehende Ar-
beitskontakte – beispielsweise zum 
UGIS-Projekt (Urban Governance, 
Social Enclusion and Sustainability) 
sowie im Rahmen der EURA-
Konferenzen (European Urban Re-
search Association) 2001 in Kopen-
hagen und 2003 in Budapest – ge-
nutzt und Kolleginnen und Kollegen 
aus verschiedenen europäischen Län-
dern gebeten, ihre Erfahrungen im 
jeweiligen nationalen Kontext darzu-
stellen.

Berichtet wird über Erfahrungen mit 
Programmen in Dänemark (Kvarter-
löft-Programm), Deutschland (Bund-
Länder-Programm Stadtteile mit be-
sonderem Entwicklungsbedarf – die 
soziale Stadt), England (New Deal for 
Communities), Frankreich (Habitat et 
Vie Sociale – HVS, später: Politique 
de la Ville), den Niederlanden (Big 
Cities Policy in Den Haag), Öster-
reich (Soziale Stadterneuerung, Pilot-
projekt „Grätzelmanagement“, Lokale 
Agenda 21, Strategische Umweltprü-
fung) und Schweden (Urban Deve-
lopment Program auf nationaler Ebe-
ne, Outer City Initiative in Stock-
holm).

Die Beiträge zeigen bei aller Unter-
schiedlichkeit der jeweiligen Rah-
menbedingungen und sicher auch 
subjektiver Akzentsetzungen viel 
Gemeinsames und Vergleichbares, 
unter anderem

■ die tragende Rolle, die Aktivie-
rungs- und Beteiligungsstrategien 
für die integrative Stadtteilent-
wicklung, aber auch für demokra-
tische Prozesse insgesamt beige-
messen wird, 

■ die große Bedeutung des Aufbaus 
von leistungsfähigen Organisati-
ons- und Kommunikationsstruktu-
ren als Voraussetzungen für den 
Erfolg von Aktivierung und Betei-
ligung,

■ die Notwendigkeit, Verantwor-
tung, Zuständigkeiten und Ent-
scheidungskompetenzen eindeutig 
zu klären, um falschen Erwartun-
gen und damit verbundenen Ent-
täuschungen vorzubeugen, 

■ die Erwartung, dass durch die Ver-
lagerung von Kompetenzen auf 
die lokale Ebene die Bereitschaft 
zur Beteiligung verstärkt werden 
kann.

Aktivierung und Beteiligung – dies 
kommt insgesamt deutlich zum Aus-
druck – sind auf Rückendeckung 
durch Politik und Verwaltung ange-
wiesen, um als Instrumente und Me-
thoden demokratischer Mitbestim-
mung wirksam werden zu können. 

■ Ihre Difu-Projektgruppe Soziale Stadt
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Programmhintergrund
Mit dem dänischen Programm für in-
tegrative Stadterneuerung Kvarterlöft 
(dies kann ins Deutsche mit „Quar-
tiersverbesserung“ übersetzt werden) 
werden Projekte in zwölf Stadtteilen 
in acht Städten gefördert. Sieben der 
Projekte werden in der Kopenhagener 
Metropolregion durchgeführt – fünf 
davon in innerstädtischen Bezirken –, 
die übrigen Projekte sind in Städten 
West- und Norddänemarks angesie-
delt.

Das allgemeine Ziel des Kvarterlöft-
Programms besteht darin, Stadterneu-
erung und die Verbesserung der sozi-
alen Lage in den betreffenden Quar-
tieren miteinander zu verknüpfen, um 
dadurch das gleiche Entwicklungsni-
veau wie in anderen Teilen der jewei-
ligen Stadt zu erreichen. Das Pro-
gramm verbindet einen partizipativen 
Ansatz mit einer integrierten Metho-
de, mit der Initiativen aus verschiede-
nen „traditionellen“ Bereichen – z.B. 
städtebauliche Erneuerung, Arbeits-
marktpolitik, Bildungspolitik, Integra-
tion ethnischer Minderheiten – ver-
knüpft werden. Ein anderer wesentli-
cher Aspekt ist der zielorientierte Ma-
nagementansatz von Kvarterlöft: Die 
meisten Aktivitäten und Teilprojekte 
sind Gegenstand umfassender Verträ-
ge, die jährlich neu ausgehandelt 
werden. Eine weitere Besonderheit 
des Programmansatzes besteht 
schließlich darin, dass er geografisch 
auf eine relativ kleine Stadteinheit – 
das Quartier – begrenzt ist. 

Seit November 2001 untersteht das 
Kvarterlöft-Programm dem Ministeri-
um für Integration. Initiiert wurde es 
im Juni 1996 vom Minister für Woh-
nungsbau, der die größeren däni-
schen Städte damals aufgefordert hat-
te, Vorschläge für Kvarterlöft-Projekte 

einzureichen. Von 
den 18 eingegan-
genen Vorschlägen 
wählte das Minis-
terium zunächst 
sieben für den För-
derzeitraum 1997–
2002 aus; später 
kamen weitere fünf 
Quartiere für den 
Zeitraum 2001–
2007 hinzu. Die 
staatlichen Förder-
gelder werden 
durch einen kom-
munalen Anteil 
ergänzt, wobei die 
zentrale staatliche 
Finanzierung je 
nach Projektart 
zwischen 30 und 
60 Prozent aus-
macht. Für die 
städtebauliche Er-
neuerung stellt die 
Zentralverwaltung
in der Regel mehr 
Mittel zur Verfü-
gung als für soziale 
oder Arbeitsmarkt-
projekte.

Insgesamt handelt 
es sich bei der 
Stadterneuerung um ein nationales 
Programm, das von den Kommunen 
auf lokaler Ebene umgesetzt wird. Die 
ausgewählten Quartiere haben zwi-
schen 1 000 und 20 000 Einwohner 
und sind im Allgemeinen kleiner als 
die städtischen Verwaltungsbezirke.  

Die Rolle von Aktivierung und Betei-
ligung im Programm/Politikansatz 
Als Ziel für die Beteiligung von Bür-
gerinnen und Bürgern gab das Minis-
terium für Wohnungsbau die „Einbe-
ziehung und Nutzbarmachung des 

lokalen Potenzials“ an. Für die aktive 
Beteiligung der Öffentlichkeit wurden 
insbesondere zwei Argumente vorge-
bracht: Zum einen sei das Gefühl, 
zum Stadtteil zu gehören, ihn als den 
„eigenen“ Stadtteil anzusehen, unter 
der Quartiersbevölkerung umso stär-
ker, je mehr Bewohnerinnen und Be-
wohner an den Kvarterlöft-Aktivitäten 
beteiligt werden. Zum anderen müss-
ten aufgrund der Probleme, mit denen 
benachteiligte Stadtteile konfrontiert 
sind, möglichst viele lokale Erfahrun-
gen und Potenziale eingebracht wer-

Kvarterlöft – Partizipative Stadterneuerung 
in Dänemark 1997 bis 2007 

Neues Gemeindezentrum in Holmbladsgade in Kopenhagen. 
Die Einrichtung von Treffpunkten für die Quartiersbevölkerung 
gilt als entscheidende Voraussetzung für eine stärkere Beteili-
gung der Bürgerinnen und Bürger an Nachbarschaftsaktivitä-
ten (Foto: Jacob Norvig Larsen). 
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den, um den öffentlichen Sektor bei 
der Problembewältigung zu unterstüt-
zen und seine Ressourcen durch frei-
willige Mitarbeit zu stärken. Folglich 
wurden Maßnahmen zur Einbezie-
hung von Bewohnerinnen und Be-
wohnern, Unternehmen und öffentli-
chen Einrichtungen in den jeweiligen 
Quartieren initiiert. Lokale Akteure 
tragen durch ihre Mitwirkung zur 
Formulierung von Bedürfnissen und 
Wünschen, zur Entwicklung von  
Ideen für die Verbesserung der Quar-
tierssituation sowie zur allgemeinen 
und auch detaillierten Planung bei. 

Organisation von Aktivierung  
und Beteiligung 
Im Allgemeinen wird ein Kvarterlöft-
Projekt durch einen Vertrag zwischen 
dem Minister für Integration und dem 
Bürgermeister einer am Programm 
teilnehmenden Stadt als Vertreter der 
Verwaltung geregelt. Für die Projekt-
durchführung sind jeweils ein lokales 
Lenkungsgremium und ein Verwal-
tungssekretariat zuständig. In der täg-
lichen Arbeit organisieren professio-
nelle Koordinatoren dieses Sekretari-
ats die Einbeziehung der Bewohner-
schaft und stellen unter anderem die 
Verbindung zu den ansässigen Unter-
nehmen und Einrichtungen her. Mit-
unter sind die Mitglieder des lokalen 
Lenkungsgremiums, zu denen Vertre-
terinnen und Vertreter der örtlichen 
Mieterorganisationen, von im Rah-
men des Kvarterlöft-Programms ge-
bildeten Ad-hoc-Arbeitsgruppen und 
der örtlichen Schulen und Kindergär-
ten gehören, auch Initiatoren von 
Veranstaltungen für Bürgerinnen und 
Bürger.

Formen von Aktivierung und  
Beteiligung
Alle Kvarterlöft-Projekte wurden zu-
nächst im Rahmen von öffentlichen 
Veranstaltungen im Stadtteil vorge-
stellt, an denen in der Regel zwischen 
einhundert und dreihundert Personen 
teilnahmen. Im Verlauf dieser Veran-
staltungen wurden außerdem Ad-hoc-
Arbeitsgruppen gebildet, die beim 

nächsten Termin – für die meisten 
Projekte gab es mehrere Veranstal-
tungen – über ihre Arbeit Bericht er-
statteten und Vorschläge für Aktivitä-
ten, Projekte und Verbesserungen im 
Quartier unterbreiteten. In einem spä-
teren Stadium des Kvarterlöft-Pro-
gramms waren weitere Arbeitsgrup-
pen an der detaillierten Planung und 
Kontrolle von Aktivitäten und Projek-
ten beteiligt. Neben diesen Großver-
anstaltungen wurden in den Quartie-
ren unter anderem lokale Feste, Se-
minare, Treffen, Saubermach-
Aktionen organisiert. 

Ziele von Aktivierung und  
Beteiligung
Durch die Einbeziehung lokaler Res-
sourcen, seien es einzelne Bürgerin-
nen und Bürger, kommunale Organi-
sationen, private Unternehmen oder 
öffentliche Einrichtungen, soll in ers-
ter Linie eine hohe Qualität der im 
Rahmen des Kvarterlöft-Programms 
geförderten Dienstleistungen und In-
vestitionen erzielt werden. Es wird 
davon ausgegangen, dass die Einbe-
ziehung der Bewohnerschaft und an-
derer lokaler Akteure die Identifizie-
rung mit dem Stadtteil fördern kann, 
was wiederum – so die Erwartung – 
zur Nachhaltigkeit der im Rahmen 
des Kvarterlöft-Programms getätigten 
Investitionen beiträgt. In quantitativer 
Hinsicht hat man sich inoffiziell das 
Ziel gesetzt, etwa fünf Prozent der 
Bevölkerung an den Aktivitäten zu 
beteiligen.

Erfahrung mit Aktivierung und  
Beteiligung
Die Erfahrung zeigt, dass ein deutli-
cher Zusammenhang zwischen der 
Organisationsform und dem Erfolg 
von Beteiligung besteht. Wie viele 
Personen sich an einem Projekt betei-
ligen, hängt davon ab, mit welcher 
Offenheit die Kommune und die loka-
le Kvarterlöft-Organisation das Projekt 
durchführen und in welchem Maße 
sie bereit sind, Unterstützung anzu-
bieten. Eng damit verbunden und 
gleichermaßen wichtig ist die zeitna-

he, umfassende und zuverlässige 
Weitergabe relevanter Informationen. 
Etwas ernüchternd wirkt die Erkennt-
nis, dass Beteiligungsangebote vor 
allem von einer lokalen Elite ange-
nommen werden. Ausreichend viel 
Zeit ist nur eine Voraussetzung für 
erfolgreiche Beteiligung; andere Vor-
aussetzungen sind ausreichendes 
Know-how über die Leitung von Ver-
anstaltungen, Kenntnisse über die Art 
und Weise, wie kommunale Ent-
scheidungen getroffen werden, und – 
last but not least – die Einsicht, dass 
die beteiligten Bürgerinnen und Bür-
ger nur begrenzt Einfluss auf diese 
Entscheidungen haben. Ist dies nicht 
transparent gemacht, können Frustra-
tion, Apathie und Verweigerung die 
Folgen sein.

■ Dr. Jacob Norvig Larsen 

 Danish Building and Urban Research, 
 Hørsholm

 mailto: jnl@by-og-byg.dk 
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Aktivierung und Beteiligung im Zu-
sammenhang mit Stadtteilentwicklung 
haben in Deutschland seit den 
1970er-Jahren „Tradition“ und waren 
in Landesprogrammen zur Stadtteiler-
neuerung während der 1990er stets 
fest verankert. Mit dem 1999 gestarte-
ten Bund-Länder-Programm „Stadttei-
le mit besonderem Entwicklungsbe-
darf – die soziale Stadt“ erhalten Ak-
tivierung und Beteiligung nun auch 
bundesweit zentrale Bedeutung: Im 
„Leitfaden zur Ausgestaltung der Ge-
meinschaftsinitiative ‚Soziale Stadt‘“ 
des Ausschusses für Bauwesen und 
Städtebau und des Ausschusses für 
Wohnungswesen (ARGEBAU) werden 
die „Aktivierung örtlicher Potenziale, 
Hilfe zur Selbsthilfe“ und die „Schaf-
fung selbsttragender Bewohnerorgani-
sationen und stabiler nachbarschaftli-
cher sozialer Netze“ als wichtige Pro-
grammziele genannt. In benachteilig-
ten Quartieren „wird es zum zentra-
len Anliegen der Stadtteilentwicklung, 
das eigenständige Stadtteilleben wie-
der aufzubauen, den sozialen Ver-
bund wieder herzustellen, alle vor-
handenen Potenziale zu stärken und 
die Bewohner zu motivieren, in Initia-
tiven und Vereinen mitzuwirken und 
sich dauerhaft selbst zu organisieren. 
So soll erreicht werden, dass die 
Stadtteile schrittweise wieder als selb-
ständige Gemeinwesen funktionie-
ren“ (ARGEBAU 2000: 4 ff.). 

In den jeweiligen Länderrichtlinien 
oder -informationen zur Programm-
umsetzung werden die ARGEBAU-
Empfehlungen in unterschiedlich 
starkem Maße aufgegriffen und ausge-
legt. Die Bedeutung von Aktivierung 
und Beteiligung wird zwar grundsätz-
lich anerkannt, allerdings geben nur 
wenige Länder konkrete Umset-
zungshinweise. In den meisten Fällen 
werden die teilnehmenden Kommu-
nen lediglich aufgefordert, entspre-

chende Strukturen zu schaffen, Ver-
fahren einzurichten und geeignete 
Maßnahmen zu ergreifen. In den 
Städten und Gemeinden schließlich 
ist die grundlegende Bedeutung von 

Aktivierung und Beteiligung ebenfalls 
unstrittig. Allerdings gibt es ein von 
Kommune zu Kommune teilweise 
sehr unterschiedliches Verständnis 
davon, was Aktivierung und Beteili-
gung im Einzelnen bedeuten oder mit 
welchen Methoden vorgegangen 
werden kann. 

Methoden und Formen von 
Aktivierung und Beteiligung 
Im deutschen Kontext kann Aktivie-
rung als zentraler Bestandteil Stadt-
teilbezogener Sozialer Arbeit und von 
Gemeinwesenarbeit (GWA) verstan-
den werden; danach handelt es sich 
um einen „projekt- und themen-
unspezifischen Prozess einer (in der 
Regel) mehrjährigen Aktivierung der 
Wohnbevölkerung“ (Hinte 2001). Es 
geht darum, Probleme zu identifizie-

ren, Interessen zu organisieren, Po-
tenziale zu mobilisieren, also um 
„Kommunikation, Ideenproduktion 
sowie Organisation von Menschen 
und Ressourcen“. Aktivierung ist be-

dürfnisorientiert und setzt an den im 
Stadtteil/Quartier bereits vorhandenen 
Ressourcen an. Entsprechende Me-
thoden und Instrumente sind aktivie-
rende Befragungen, Beratungsangebo-
te, aufsuchende Arbeit, Streetwork, 
Vernetzung von und Vermittlung zwi-
schen einzelnen Akteuren, Institutio-
nen und Organisationen, Mediation, 
Organisation von Versammlungen, 
(Stadtteil-)Festen, Veranstaltungen 
und Aktionen, Gebiets- und Gebäu-
debegehungen, Informationsangebote 
und -veranstaltungen, quartiersbezo-
gene Öffentlichkeitsarbeit über (mehr-
sprachige) Stadtteilzeitungen, Plakate, 
Flyer, Broschüren, Rundbriefe, Inter-
netangebote, Einsatz von Logos und 
Slogans (vgl. Mohrlok und andere 
1993: 223 f.). 

Aktivierung und Beteiligung in Deutschland 

Gründungsversammlung des Bürgerforums Hannover-Vahrenheide. 
Foto: Thomas Oberdorfer, Hannover.
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Beteiligung setzt dagegen meist auf 
einer eher formalen Ebene an und ba-
siert auf mehr oder weniger geplanten 
Verfahren (konkretes Programm, be-
stimmter Ort, moderierter Ablauf) so-
wie vergleichsweise konkreten Ziel-
vorstellungen (z.B. Diskussion zu be-
stimmten Themen, Entwicklung von 
Projekten, Vertretung von Gruppenin-
teressen). Zu solchen Beteiligungs-
formen gehören Stadtteilkonferenzen, 
Stadtteil- oder Bürgerforen, Zukunfts-
werkstätten, Bürgergutachten, thema-
tische Arbeitskreise oder -gruppen, 
Workshops und beteiligungsorientier-
te Projekte. 

Erfahrungen mit Aktivierung und  
Beteiligung im Rahmen der  
Programmumsetzung Soziale Stadt 

Bedeutung aufsuchender Ansätze  
und von Niedrigschwelligkeit 
In allen Programmgebieten werden – 
abhängig von der jeweiligen Aus-
gangssituation – Aktivierungsinstru-
mente eingesetzt, insbesondere In-

formationsangebote und -veranstal-
tungen, Beratungsangebote, Stadtteil-
feste und (aktivierende) Befragungen*. 
Dabei zeigt es sich allerdings in vie-
len Fällen, dass Methoden aufsu-
chender Arbeit stärker als bisher ein-

gesetzt werden müssen, um bestimm-
te Zielgruppen – vor allem (jugendli-
che) Migrantinnen und Migranten, 
Arbeitslose sowie Empfängerinnen 
und Empfänger staatlicher Transfer-
leistungen – besser zu erreichen. 
Auch Beteiligung (vor allem in Form 
von Stadtteilkonferenzen oder -foren, 
Arbeitsgruppen und Beteiligungspro-
jekten) ist heute in allen Gebieten ein 
Thema – wenngleich mit von Fall zu 
Fall sehr unterschiedlicher Ausprä-
gung in Bezug auf Anlass, Ziel, The-
menstellung, zeitliche Kontinuität. 
Insgesamt spielt Niedrigschwelligkeit, 
also größtmögliche Offenheit und 
Zugänglichkeit (auch bereits etablier-
ter Strukturen), eine große Rolle. Au-
ßerdem ist deutlich geworden, dass 
die gewünschten Aktivierungs- und 
Beteiligungseffekte einer Vertrauens-
basis als Grundlage bedürfen, die nur 
langsam aufgebaut werden kann. 

Notwendigkeit tragfähiger  
Organisationsstrukturen
Erfolgreiche Aktivierung und Beteili-

gung lassen sich vor allem in den 
Gebieten beobachten, für die ein leis-
tungsfähiges Quartiermanagement auf 
der Verwaltungs- und der lokalen  
Ebene sowie im intermediären Be-
reich eingerichtet wurde. Insbesonde-

re das Quartiermanagement vor Ort 
ist für Aktivierung und Beteiligung 
zentral – die kontinuierliche Präsenz 
von Fachleuten im Quartier und die 
Einrichtung eines Vor-Ort-Büros sind 
unabdingbare Voraussetzungen für 
den Aufbau von Kommunikation, 
Vertrauensstrukturen und Akteurs-
netzwerken (vgl. dazu: Difu 2003: 
175 ff.). Probleme ergeben sich insbe-
sondere dann, wenn die Arbeit mit 
der Quartiersbevölkerung in starkem 
Maße auf formalisierte Beteiligungs-
verfahren beschränkt bleibt und damit 
die Aktivierungsarbeit eine zu geringe 
Bedeutung erhält. Als Folge werden 
Beteiligungsgremien in einigen Kom-
munen überwiegend von artikulati-
onsstarken und/oder bereits organi-
sierten Bürgerinnen und Bürgern be-
sucht, während benachteiligte Bevöl-
kerungsgruppen kaum oder gar nicht 
erreicht werden. 

Berücksichtigung der jeweiligen  
Gebietsbesonderheiten 
Entscheidend für wirksame Aktivie-
rung und Beteiligung ist, dass die 
Maßnahmen auf das jeweilige Gebiet 
und dessen heterogene Bewohner-
schaft zugeschnitten sind. Eine einfa-
che Übertragung von Erfahrungen aus 
anderen Gebieten funktioniert meist 
nicht. Die Unterstützung von Ideen 
aus den Reihen der Bewohnerschaft 
und deren Mitwirkung bei der Maß-
nahmen- und Projektumsetzung sind 
zentrale Aktivierungsaspekte. Damit 
verbundene Konflikte mit konkreten 
Projekt-, Zeit- und Output-Vorstell-
ungen der Verwaltung müssen kon-
struktiv gelöst werden. Insbesondere 
das Jährlichkeitsprinzip der Mittelver-
wendung und die damit oftmals kol-
lidierenden Zeithorizonte vor Ort 
können sich als problematisch erwei-
sen.

Erfordernis klarer Verfahrensregeln 
Mangelnde Entscheidungsbefugnisse 
erschweren die Arbeit deutlich. Auf 
der anderen Seite dürfen hinsichtlich 
der Realisierung von Bewohnerwün-
schen keine Illusionen erzeugt wer-

Baumpflanzaktion in Gelsenkirchen – Bismarck/Schalke-Nord.  
Foto: Stadtteilbüro Bismarck/Schalke-Nord 
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den – dies betrifft auch die Frage, wie 
zeitnah Projekte umgesetzt werden 
können, und die Forderung, dass Ver-
fahren transparent sein müssen. Dazu 
gehört unter anderem die Klärung der 
Fragen, wie bedeutsam Beteiligung 
im Gesamtprozess ist, welche Ver-
bindlichkeit die in Beteiligungsgre-
mien getroffenen Entscheidungen ha-
ben, wer der Adressat von Empfeh-
lungen oder Beschlüssen ist, und wie 
das weitere Procedere außerhalb der 
Beteiligungsgremien geregelt ist. Un-
klarheiten in diesen Fragen können 
zu Frustration und Rückzug führen. 

Unterstützung durch lokale Budgets 
Als hilfreich oder sogar notwendig für 
den Aufbau lokaler Beteiligungsstruk-
turen hat sich in Deutschland die Ein-
richtung von Verfügungsfonds oder 
Stadtteilbudgets erwiesen, aus denen 
kleinere Projekte und Maßnahmen 
schnell und unbürokratisch realisiert 
werden können. Dabei spielt weniger 
die Summe der verfügbaren Mittel 
eine Rolle als vielmehr die Möglich-
keit, diese Gelder unkompliziert di-
rekt vor Ort einzusetzen. In mehr als 
der Hälfte der Programmgebiete wur-
de bisher ein solcher Verfügungsfonds 
eingerichtet; die Mittelvergabe erfolgt 
meist über das lokale Quartiermana-
gement, Vergabejurys, Stadtteilforen/ 
-konferenzen oder die Verwaltung 
selbst.

Rückendeckung durch Politik und 
Verwaltung
Die Umsetzung des Programms Sozi-
ale Stadt hat deutlich gezeigt, dass 
Aktivierung und Beteiligung in jedem 
Fall auf die Rückendeckung durch 
Politik und Verwaltung angewiesen 
sind, wenn sie als Instrumente und 
Methoden einer demokratischen Mit-
bestimmung von unten tatsächlich 
Ernst genommen werden sollen. 

ANMERKUNG 

* Die Aussagen zum Umsetzungsstand 
des Programms Soziale Stadt basieren 
auf den Ergebnissen der Programmbe-
gleitung durch das Difu. In deren 
Rahmen wurden unter anderem zwei 
Befragungen in den am Programm 
teilnehmenden Kommunen sowie 
Programmbegleitungen vor Ort in 
16 Modellgebieten (eines pro Bundes-
land) durchgeführt; vgl. Deutsches In-
stitut für Urbanistik im Auftrag des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau- 
und Wohnungswesen (2003). 
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Einleitung
Das Programm „New Deal for Com-
munities“ soll dazu beitragen, die 
Kluft zwischen 39 stark benachteilig-
ten Gebieten und dem übrigen Eng-
land zu verringern. Im Rahmen des 
Programms werden für die 39 teil-
nehmenden Gemeinden über einen 
Zeitraum von zehn Jahren zwei Milli-
arden Pfund Sterling zur Verfügung 
gestellt. Die einzelnen Projekte wer-
den von lokalen Partnerschaften in 
den Quartieren – jedes umfasst 1 000 
bis 4 000 Haushalte – geleitet. Mit 
dem Programm soll den Bewohnerin-
nen und Bewohnern unter anderem 

bei der Kriminalitätsbekämpfung, der 
Verbesserung von Beschäftigungs-
chancen, Qualifizierungsmöglichkei-
ten und der gesundheitlichen Situati-
on sowie bei der Sanierung des bauli-
chen Umfelds geholfen werden. 

Dazu sieht die Regierung vor, dass 
die lokalen Partnerschaften im Zuge 
der Stadtteilerneuerung im Rahmen 
des Programms „New Deal for Com-
munities“ mit Ministerien und Behör-

den zusammenarbeiten und durch 
einen koordinierten Ansatz eine 
nachhaltige Veränderung bewirken. 
Dies wiederum bedeutet, dass die lo-
kalen Partnerschaften mit kommuna-
len Organisationen, dem öffentlichen 
Sektor, Unternehmen und gemein-
nützigen Organisation sowie mit lo-
kalen, kommunalen und regionalen 
Gremien zusammenarbeiten müssen. 
Die Verantwortung für das Programm 
liegt bei der Neighbourhood Renewal 
Unit, die dem Büro des Stellvertre-
tenden Premierministers untersteht 
(www.odpm.gov.uk). 

Der nationale Rechnungshof (Natio-
nal Audit Office, www.nao.gov.uk) 
berichtet darüber, inwieweit die Mi-
nisterien und andere staatliche Gre-
mien ihre Mittel nach dem Grundsatz 
„value for money“ eingesetzt haben. 
In diesem Rahmen untersuchen wir 
auch das Programm „New Deal for 
Communities“; für Januar 2004 ist die 
Veröffentlichung eines Untersu-
chungsberichts vorgesehen. Unsere 
Prüfung umfasste detaillierte Fallstu-

dien der folgenden fünf lokalen Part-
nerschaften:
■ Bradford Trident 

(www.bradfordtrident.co.uk/),
■ Devonport Regeneration 

Company,
■ Marsh Farm Community 

Development Trust (Luton), 
■ Shoreditch Our Way, 
■ Back on the Map (Sunderland). 

Des Weiteren haben wir uns mit den 
Ansätzen der Stadtsanierung/-erneue-
rung in drei Regionen außerhalb 
Großbritanniens beschäftigt, um Nut-
zen und Grenzen alternativer Ansätze 
bei der Einbeziehung der lokalen  
Ebene zu ermitteln, und zwar in: 
■ Nordamerika – New York

(USA) und Toronto (Kanada), 
■ Europa – Amsterdam/Dordrecht 

(Niederlande) und Berlin 
(Deutschland), 

■ Indien – Hyderabad und 
Vijayawada in Andhra Pradesh. 

Wir weisen darauf hin, dass die nach-
stehenden Bemerkungen nicht die 
Ansichten des Büros des Stellvertre-
tenden Premierministers widerspie-
geln.

Die Rolle von Aktivierung und  
Beteiligung am Programm/ 
Politikansatz
Nach den Vorstellungen der Regie-
rung sollen die Bewohnerinnen und 
Bewohner der 39 Stadtteile im Mittel-
punkt des Programms „New Deal for 
Communities“ stehen. Die Bewohne-
rinnen und Bewohner – einschließ-
lich ethnischer Minderheiten –, lokale 
Organisationen und Behörden haben 
sich zu Partnerschaften zusammenge-
schlossen, um zur Entwicklung loka-
ler Dienstleistungen und zur Quar-
tiersverbesserung beizutragen. Lokale 
Probleme sollen „von unten nach  

Aktivierung und Beteiligung in England 

Treffen der Arbeitsgruppe „Bildung“ der Partnerschaft Back on the Map in Sunderland. 
Foto: National Audit Office 
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oben“ und nicht „von oben nach un-
ten“ gelöst werden. 

Organisation von Aktivierung und 
Beteiligung
Die Neighbourhood Renewal Unit 
(www.neighbourhood.gov.uk/) ist mit 
der Leitung des Programms „New 
Deal for Communities” betraut. Die 
Nachbarschaftspartnerschaften setzen 
sich aus gewählten Organen zusam-
men, denen Bewohnerinnen und Be-
wohner (sie stellen die Mehrheit) so-
wie Vertreterinnen und Vertreter des 
öffentlichen Sektors, von Unterneh-
men und gemeinnützigen Organisati-
onen angehören. Von ihnen sind – 
ausgerichtet an den Plänen zur Quar-
tiersentwicklung – passende Aktivie-
rungs- und Beteiligungsstrategien im 
Sinne von Qualifizierung eingesetzt 
worden. Zum Aufbau nachhaltiger 
Befähigungsstrukturen gehört es bei-
spielsweise, Bewohnerinnen und Be-
wohnern die Möglichkeit zu geben, 
Projekte zu entwickeln, sich mit rele-
vanten Akteursgruppen zu vernetzen 
und an wichtigen Treffen teilzuneh-
men.

Zielgruppen von Aktivierung und  
Beteiligung
„New Deal for Communities“ baut 
mithilfe der Bewohnerschaft sowie 
unter Einbeziehung von Schlüsselak-
teuren und Behörden starke lokale 
Partnerschaften zur Einleitung nach-
haltiger Veränderungen in den Quar-
tieren auf. Zu den involvierten Part-
nern gehören unter anderem die 
Kommune, die Gesundheitsbehörden, 
die Polizei, Wohnungsbaugesellschaf-
ten, Unternehmen, Handelskammern, 
Bildungsgremien. 

Formen von Aktivierung und  
Beteiligung
Es wurden Partnerschaftsgremien ge-
gründet, die einen möglichst breiten 
Querschnitt durch die Kommune dar-
stellen – beispielsweise sind in den 
Gremien Sitze für ethnische und reli-
giöse Gruppen reserviert. Aktivie-
rungsmethoden umfassen lokale Ver-

anstaltungen ebenso wie Informati-
onsarbeit zu Beteiligungsmöglichkei-
ten oder Beratungsangebote. 

„Ich denke, Bradford Trident wendet 
sich an die „Graswurzel“. Ich meine, 
direkte Ansprache ist ein machtvolles 
Instrument und führt dazu, dass die 
Leute an einigen der Programme teil-
nehmen. Für mich ist es das Effektivs-
te, was passiert ist.“ (Einwohner, der 
in der vom National Audit Office un-
terstützten Focus Group mitarbeitet.) 

Ziele von Aktivierung und  
Beteiligung
Mit dem Beteiligungsansatz des Pro-
gramms „New Deal for Communities“ 
soll sichergestellt werden, dass bei 
der Verbesserung des lokalen Dienst-
leistungsangebots und der Quartiers-
entwicklung die Bedürfnisse der 
Quartiersbewohnerschaft berücksich-
tigt werden. Es wird erwartet, dass die 
Partnerschaftsgremien in der Lage 
sind, das Programm „New Deal for 
Communities“ umzusetzen. Dies be-
deutet, dass sie für die Verteilung von 
52 Millionen Pfund Sterling an Haus-
haltsmitteln über einen Zeitraum von 
zehn Jahren verantwortlich sein wer-
den.

„Ich bin 1964 hierher gekommen. Ich 
bin hier aufgewachsen, mein Bruder 
ist hier aufgewachsen. Zum ersten 
Mal haben wir hier einen kleinen 
Spielplatz bekommen. Es ist das erste 
Mal seit 50 oder 60 Jahren, dass ich 
einen Spielplatz gesehen habe. Das 
ist sehr schön, wissen Sie.“ (Einwoh-
ner, der in der vom National Audit 
Office unterstützten Focus Group 
mitarbeitet.)

Erfahrung mit Aktivierung und Betei-
ligung
Die 39 Partnerschaften wurden in 
zwei Stufen eingeführt: 
■ 17 Partnerschaften im Jahre 1998 

und
■ 22 Partnerschaften im Jahre 1999. 

In den Partnerschaften gab es einen 
unterschiedlichen Grad von Aktivie-
rung und Beteiligung, was zum Teil 
der stufenweisen Einführung geschul-
det ist. Die 39 Quartiere weisen eine 
Reihe von Problemen auf, die für be-
nachteiligte Stadtteile charakteristisch 
sind. In einigen Gebieten stellt der 
Bereich Wohnen ein herausragendes 
Problem dar, in Gebieten, die vom 
Niedergang wichtiger Industriezweige 
betroffen sind, ist es die Arbeitslosig-
keit, in anderen die Kriminalität. 

■ Einige Partnerschaften haben mit 
einer starken Beteiligung begon-
nen, jedoch lassen die Ablauf- 
und Verfahrensvorschriften des 
Programms langfristig kaum eine 
Ausweitung der Beteiligung zu. 

■ Partnerschaften, die in hohem 
Maße die Dienste von Beraterin-
nen und Beratern in Anspruch ge-
nommen haben, schränken even-
tuell dadurch unbeabsichtigt die 
Möglichkeiten für eine Beteiligung 
der Bewohnerschaft ein.

■ Kann ein Gebiet auf eine lange 
Geschichte von Nachbarschafts-
aktivitäten zurückblicken, ist an-
deren Bewohnerinnen und Be-
wohnern der Zugang zu dem Pro-
gramm möglicherweise erschwert. 

■ Kinderbetreuung ist in einigen 
Gebieten ein Problem, was die 
Möglichkeiten Alleinerziehender 
einschränkt, an dem Programm 
mitzuarbeiten und eine Aufgabe 
zu übernehmen. Auch die Teil-
nahme älterer Menschen kann 
aufgrund eingeschränkter Mobili-
tät oder schlechter Erreichbarkeit 
begrenzt sein. 

■ Die Terminlegung der Versamm-
lungen kann die Beteiligung von 
Berufstätigen, insbesondere der im 
Gastgewerbe Beschäftigten, ein-
schränken.
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■ Zweifellos schüchtert der formale 
Charakter der Versammlungen 
diejenigen Bewohnerinnen und 
Bewohner ein, die mit solchen 
Verfahren nicht oder wenig ver-
traut sind. 

Als großer Vorteil hat es sich erwie-
sen, dass mit dem Programm insbe-
sondere soziale Integration – vor al-
lem von ethnischen Minoritäten und 
Jugendlichen – betont wird. Umfang-
reiche Befragungen der Bewohner-
schaft sind für die Partnerschaften ein 
wichtiges Instrument der Bürgerbetei-
ligung.

Die Regierung ist entschlossen, aus 
dem Programm „New Deal for Com-
munities“ zu lernen, was in punkto 
Stadterneuerung möglich ist und was 
nicht. Indem die Regierung die lokale 
Ebene in den Mittelpunkt des Pro-
gramms stellt, gibt sie den Bürgerin-
nen und Bürgern sowie lokalen Gre-
mien eine neuartige Gelegenheit, bei 
der Gestaltung des lokalen Dienstleis-
tungsangebots und der Quartiersent-
wicklung sichtbare und nachhaltige 
Veränderungen zu erreichen. 

■ Robin Ryde und  
 Robert Reeve 

 National Audit Office, London 

 mailto: robin.ryde@nao.gsi.gov.uk 
 mailto: robert.reeve@nao.gsi.gov.uk 

Im Allgemeinen ist die Einbeziehung 
von Einwohnerinnen und Einwohnern 
ein Schlüsselelement integrativer An-
sätze für eine nachhaltige Stadtent-
wicklung, die seit den Neunzigerjah-
ren überall in Europa aufgegriffen 
werden. Dies gilt in besonderem Ma-
ße für die „Politique de la ville” in 
Frankreich, die auf eine längere Tra-
dition als die anderen europäischen 
Ansätze zurückblicken kann, da sie 
bereits Ende der Siebzigerjahre be-
gründet wurde. Derzeit existieren 
Städteverträge („contrats de ville”) 
zwischen dem Staat und 247 Metro-
polregionen mit rund 1 500 Nachbar-
schaften. Bei den dabei entwickelten 
Konzepten wurde die Beteiligung von 
Einwohnerinnen und Einwohnern 
stets als eine Priorität angesehen und 
als Herausforderung begriffen, der 
man sich stellen muss, auch wenn die 
Ergebnisse den ehrgeizigen Zielen 
bisher nicht gerecht geworden sind. 
In diesem Beitrag wollen wir uns 
nicht so sehr auf die mangelnde  
Übereinstimmung zwischen Ziel und 
Wirklichkeit konzentrieren – eine 
Diskrepanz, die in der Politik keines-
wegs überrascht –, sondern die Grün-
de dafür untersuchen, warum dieser 
Aspekt der politischen Konzeption so 
beständig ist, obwohl er als ihr größ-
ter Schwachpunkt gilt. 

Die „Politique de la ville“ wurde in 
den Siebzigerjahren unter dem Na-
men „Habitat et vie sociale – HVS“ 
eingeführt. Sie entstand, als die Stadt-
politik in Frankreich neu gestaltet 
wurde. Man ging von der Urbanisie-
rung der Randgebiete (Bau von 
Hochhaussiedlungen) und dem Abriss 
alter, heruntergekommener Stadtteile 

(Stadterneuerung) zu einem Konzept 
über, dessen Schwerpunkt einerseits 
der Schutz des historischen Erbes und 
die Sanierung alter Stadtbezirke ist 
und andererseits die Modernisierung 
verwahrloster Hochhaussiedlungen, 
in denen sich zunehmend benachtei-
ligte Gruppen (vor allem Migranten 
und Mittellose) konzentrieren. Diese 
Verlagerung von der „Stadtgestaltung 
von oben“ zur „Stadtgestaltung von 
unten“, von städtischer „Hardware“ 
zu städtischer „Software“ erfordert 
von den städtischen Akteuren einen 
neuen Ansatz. 

Dabei muss die Rolle der Akteure, 
und insbesondere der Bewohnerinnen 
und Bewohner, unbedingt neu über-
dacht werden, denn man kann eine 
Stadt und ihre Stadtteile nur neu ges-
talten, wenn die dort lebenden Men-
schen mit ihren Bedürfnissen und 
Wünschen berücksichtigt werden. 
Technische Erwägungen spielen  
ebenfalls eine Rolle, weil die wirt-
schaftliche Entwicklung einer Stadt 
immer mehr von der Erweiterung der 
öffentlichen Dienstleistungen ab-
hängt, die genutzt werden müssen, 
damit ihre Existenz gesichert ist. Die 
Einbeziehung der Bewohnerschaft, 
die eine natürliche Folge dieser Ent-
wicklung ist, hat eine besondere Di-
mension, die die soziologischen 
Merkmale und die wechselnden Ge-
biete im Zusammenhang mit dieser 
Politik berücksichtigt (so handelt es 
sich um Menschen, die oft nur wenig 
Erfahrung haben, wie das Zusam-
menwirken von Politik, Gewerkschaf-
ten und Kommune funktioniert oder 
was die Übernahme von Verantwor-
tung bedeutet).  

Bürgerbeteiligung
und „Politique de la ville“ 
in Frankreich 
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Schließlich wirft die notwendige Zu-
sammenarbeit mit Bewohnerinnen 
und Bewohnern auch Fragen politi-
scher Natur auf, die die Entwicklung 
von Stadtgesellschaften mit sich 
bringt.

Dies ist nur im Zusammenhang mit 
der in Frankreich herrschenden poli-
tisch-demokratischen Grundeinstel-
lung und der Ablehnung des Gemein-
schaftsbegriffs zu verstehen. Ebenso 
wie Vereinigungen fielen auch Kom-
munen als grundlegende politische 
Organisationen, die bestimmte lokale 
Interessen vertreten, den revolutionä-
ren Veränderungen zum Opfer (Ge-
setz Le Chapelier von 1791). Es ist ein 
seltsames Paradoxon: während zwei 
Jahrhunderte nach diesem berühmten 
Gesetz Interessenvertretungen, die 
Gemeinschaft sowie damit zusam-
menhängende Netzwerke beträcht-
lich geschwächt sind (Herausbildung 
des Individualismus, Abnahme der 
Solidarität und des sozialen Zusam-
menhalts, Rückentwicklung des poli-
tischen Engagements), machen die 
Organisation der sozialen Reproduk-
tionssysteme und die politischen Re-
gulierungsmechanismen nunmehr 
deutlich, dass sie doch gebraucht 
werden. Gleichzeitig wächst die Zahl 
der ethnischen und religiösen Ge-
meinschaften und der „geschlossenen 
Wohnkomplexe“ („gated communi-
ties“).

Die Bürgerbeteiligung ist das Ergebnis 
dieses Paradoxons. Sie ist Bestandteil 
der „Politique de la ville“, die speziell 
für die Stadtteile entwickelt wurde, in 
denen sich sozial benachteiligte 
Schichten konzentrieren. Seitdem 
sich die repräsentative Demokratie in 
der Krise befindet und ihre Fähigkeit 
verloren hat, die Vielfalt der sozialen 
Gruppen und ihre Interessen zu ver-
treten (Stichworte: Stimmenthaltung, 
Korporatismus und klientelistisches 
Wahlverhalten), wird dieser Aspekt 
der partizipativen Demokratie immer 
häufiger im öffentlichen Diskurs er-
wähnt.

Eines der mehr oder weniger explizi-
ten Ziele der „Politique de la ville“ 
besteht in der Wiederbelebung dieses 
repräsentativen Charakters, indem 
Entwicklungsstrategien in Bereichen 
umgesetzt werden, in denen eine um-
fassende Partizipation von Bewohne-
rinnen und Bewohnern möglich ist. In 
gewissem Maße können wir diese 
Strategien als „Propädeutik“ der Ent-
wicklung einer neuen Form der Bür-
gerschaft betrachten. Dieses Ziel wird 
durch Lenkungsausschüsse unter-
stützt, in denen verschiedene Akteure 
(selbstverständlich auch Bewohnerin-
nen und Bewohner) zusammenarbei-
ten und die für die Förderung der von 
den Kommunen geplanten Projekte 
zuständig sind. Sie werden von pro-
fessionellen Kräften (Projekt- und 
Entwicklungsmanagement) unter-
stützt, die den Bürgerinnen und Bür-
gern sowie verschiedenen Bewohner-
gruppen bei der Durchführung ihrer 
Projekte Hilfestellung geben sollen. 
Mitunter werden Kurse durchgeführt, 
damit sich die Beteiligten die Fähig-
keit zur Projektentwicklung aneignen 
können (Empowerment), und sich 
gleichzeitig eine neue politische „Eli-
te“, beispielsweise aus Immigranten 
der zweiten und dritten Generation, 
herausbildet. Im Jahre 2002 wurde 
ein neues nationales Gesetz über 
kommunale Demokratie und Stadt-
teilräte verabschiedet. 

Die in diesem Bereich erzielten Er-
gebnisse sind zwiespältig. Einerseits 
ist es schwierig, gegen den Strom der 
Veränderungen zu schwimmen und 
insbesondere angesichts einer politi-
schen Tradition, in der Gemeinwe-
senarbeit stets skeptisch betrachtet 
wurde, mit einer Kultur des Konsu-
mierens und des Unterstützt-Werdens 
zu brechen. Andererseits sind die für 
das Stadtmanagement und die einzel-
nen Ebenen der Stadtregierung zu-
ständigen professionellen Kräfte im 
Allgemeinen nicht ohne weiteres be-
reit, ihr Wissen mit anderen zu teilen 
und Dienstleistungen zusammen mit 
Bewohnerinnen und Bewohnern zu 

entwickeln (demokratische Regie-
rungsführung). 

Wir können in Bezug auf die Bürger-
beteiligung optimistisch sein, da diese 
Veränderungen nicht nur auf politi-
schem Goodwill beruhen (was von 
den Politikerinnen und Politikern an-
erkannt wird), sondern sich auch aus 
der Notwendigkeit ergeben, dass die 
Städte im Globalisierungsprozess eine 
zentrale Rolle spielen müssen, sowie 
aus den radikalen Veränderungen in 
der Wirtschaft und in der Stadtgesell-
schaft. Eine der wichtigsten Aufgaben 
ist die Entwicklung des Sozialkapitals 
in den Städten, um das dort vorhan-
dene Potenzial für eine umfassende 
Selbstverwaltung zu stärken. Die gro-
ße Herausforderung einer Partizipati-
onsstrategie und natürlich neuer 
stadtpolitischer Maßnahmen besteht 
darin, den Bürgerinnen und Bürgern, 
insbesondere den Frauen, von denen 
die soziale und politische Reproduk-
tion unserer Stadtgesellschaften ab-
hängt, mehr Verantwortung in ihrem 
persönlichen Leben und in ihren 
Kommunen zu übertragen. Die Not-
wendigkeit der „Stadtgestaltung von 
unten“ zwingt die örtlichen Akteure, 
nach neuen Methoden zu suchen, um 
eine der großen und permanenten 
Aufgaben in Angriff zu nehmen, die 
Hannah Arendt in der Frage nach 
dem Zusammenhang von „miteinan-
der sein und miteinander leben“ in 
den europäischen Städten sah. 

■ Prof. Dr. Claude Jacquier 

 Forschungsdirektor beim Nationalen 
 Zentrum für Wissenschaftliche  
 Forschung (CNRS), 
 Professor am Institut für Politische 
 Studien, Université Pierre Mendes, 
 Grenoble 

 mailto: 
 claude.jacquier@upmf-grenoble.fr 



12

Das niederländische Programm „Big 
Cities Policy“ ist auf Ersuchen der vier 
großen Städte Amsterdam, Den Haag, 
Rotterdam und Utrecht entstanden. 
Sie haben die Zentralregierung gebe-
ten, ihr besonderes Augenmerk auf 
die Probleme in den Städten zu rich-
ten. Daraufhin hat die Zentralregie-
rung die Rahmenrichtlinien für das 
Programm entworfen, das wiederum 
von den Städten je nach den Bedürf-
nissen vor Ort individuell angepasst 
wird. Die Zentralregierung stellt Fi-
nanzmittel für die Städte auf Grund-
lage eines Entwicklungsplans zur Ver-
fügung, der in einem vertraglich fest-
gelegten Vierjahresrhythmus umge-
setzt wird (jeweils beginnend in den 
Jahren 1994, 1999 und 2003). Er ba-
siert auf einem gebietsbezogenen 
Konzept, das sich auf die benachtei-
ligten Stadtteile konzentriert; Ziel ist 
es, eine lebendige Stadt zu schaffen, 
in der alle Einwohnerinnen und Ein-
wohner „ihren Platz“ haben.  

Die Beteiligung an Entscheidungspro-
zessen im Rahmen des Entwicklungs-
plans wird vor allem als Mittel zur 
Verbesserung der Situation der Be-
wohnerschaft benachteiligter Stadtge-
biete betrachtet. Der Entwicklungs-
plan berücksichtigt auch, dass die un-
terschiedlichen Zielgruppen oft selbst 
am besten wissen, was gut für sie ist 
und wie eine Verbesserung ihrer Le-
benssituation erreicht werden könnte. 

Konkret bedeutet dies eine stärkere 
Entwicklung hin zur Mitbestimmung 
in der Stadtentwicklungsplanung. Bis 
etwa 1990 wurden in den Niederlan-
den von einer stark zentralisierten 
Regierung Budgets zugewiesen und 
Entscheidungen getroffen. Das zweite 
Kabinett Kok setzte dann neue Kon-
zepte für die öffentliche Verwaltung 

politisch um, und 1994 wurde das 
Programm „Big Cities Policy“ einge-
führt. Die Städte wurden aufgefordert, 
in Zusammenarbeit mit Bürgerinnen 
und Bürgern sowie anderen privaten 
Akteuren lokale Entwicklungsprioritä-
ten im Rahmen langfristiger Entwick-
lungsprogramme zu formulieren. 

Die Entscheidungsträger betrachteten 
Bürgerbeteiligung als maßgeblichen 
Bestandteil des Entwicklungsplans; 
durch die Institutionalisierung von 
Beteiligung können sie soziale und 
politische Rahmenbedingungen für 
die Mitwirkung von Bürgerinnen und 
Bürgern schaffen. Damit sich die Be-
wohnerinnen und Bewohner an kon-
kreten Entscheidungen beteiligen 
können, benötigen sie Zugang zu In-
formationen. Darüber hinaus müssen 
sie Gelegenheit erhalten, Entschei-
dungen zu treffen; sie müssen sich 
einen Teil der Entscheidungsgewalt 
anderer, einflussreicher Beteiligter 
aneignen – die entsprechende Parität 
kann durch Maßnahmen zur Stärkung 
der Position der Bewohnerschaft er-
reicht werden. Bewohnerorganisatio-
nen können finanziell, durch Know-
how oder infrastrukturell unterstützt 
werden. Dabei ist es allerdings nicht 
so, dass die Bürgerinnen und Bürger 
im Rahmen von Urban Governance 
stets ihre Wünsche realisieren können 
– in den Niederlanden haben Politi-
kerinnen und Politiker als demokra-
tisch gewählte Repräsentanten des 
Volkes eine Kontroll- und Weisungs-
funktion und daher auch immer das 
letzte Wort. 

Institutionalisierung der Bürgerbetei-
ligung in Den Haag 
In Absprache mit allen beteiligten 
Parteien musste jede Stadt bis zum 
Beginn der zweiten Phase des Ent-

wicklungsplans ein Konzept erstellt 
haben, das alle Vorhaben für den 
Vertragszeitraum darlegt (1999–
2002/3). Das Den Haager Konzept 
trägt den Titel „Die Stärke Den 
Haags“. Sowohl das Konzept als auch 
Befragungsergebnisse – für das UGIS-
Programm wurden im Jahr 2001 23 
Befragungen mit Entscheidungsträ-
gern durchgeführt – zeigen, dass Den 
Haag sehr zufrieden mit seinem Auf-
bau von Beteiligungsstrukturen im 
Rahmen von Entscheidungsprozessen 
ist. Die Kommune betrachtet sich im 
Bereich Urban Governance als inno-
vativ. „Die Stärke Den Haags“ betont, 
dass die Kommunalverwaltung gro-
ßen Wert auf die Beteiligung unter-
schiedlicher Akteure legt, dass die 
Zusammenarbeit zwischen öffentli-
chem und privatem Sektor und der 
Bewohnerschaft sehr geschätzt wird 
und dass sie auf Stadtbezirksebene 
intensiviert werden sollte. 

Die „Big Cities Policy“ ist ein gebiets-
bezogenes Konzept, das physisch-
materielle, soziale und – falls irgend 
möglich – auch ökonomische Maß-
nahmen im jeweiligen Bezirk koordi-
niert. Im Idealfall sollte dieser Koor-
dinierungsprozess alle Parteien ein-
schließen: Wohnungsbaugesellschaf-
ten, Geschäftsleute, Bürgerinnen und 
Bürger, die Polizei, Anbieter kommu-
naler und sozialer Dienstleistungen, 
Schulen, Krankenhäuser usw. Zu die-
sem Zweck wird in jedem Bezirk ein 
Management-Team (MT) eingesetzt, 
für das die Anwohnerinnen und An-
wohner eine Beraterfunktion über-
nehmen. Leiter des Teams ist der je-
weilige Stadtbezirkskoordinator, ein 
Regierungsbeamter der Kommune. 
Die Bürgerinnen und Bürger haben 
das Recht, das für den Bezirk zustän-
dige MT gegebenenfalls zu übergehen 

Beteiligung an Entscheidungsprozessen in den 
Niederlanden: „Big Cities Policy“ in Den Haag 
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und direkt auf die Entscheidungen der 
Kommunalverwaltung zu reagieren. 
Um eine Brücke zwischen Kommu-
nalverwaltung und Bürgerschaft zu 
schlagen, hat jedes Stadtviertel neu-
erdings seinen eigenen Vertreter im 
Stadtrat, der als Kontaktperson für die 
Bewohnerschaft fungiert. Zusätzlich 
zur Vertretung durch einen Beamten 
der Kommunalverwaltung ist eine po-
litische Vertretung für jeden Bezirk 
eingerichtet worden. 

Im Rahmen von Urban Governance 
und speziell Bürgerbeteiligung spielt 
neben dem Engagement der Bewoh-
nerinnen und Bewohner Offenheit 
eine wichtige Rolle. Der Stadtbezirks-
koordinator ist eine Schlüsselfigur im 
Beteiligungsprozess. Die von der 
Kommunalverwaltung formulierte Po-
litik wird auf Stadtbezirksebene prak-
tisch umgesetzt. Die Auslegung von 
Anweisungen „von oben“ durch die 
Stadtbezirkskoordinatoren kann sehr 
unterschiedlich ausfallen und folglich 
zu unterschiedlichen Beteiligungser-
gebnissen führen. 

Inwieweit erfüllt der Haager Ansatz 
die Anforderungen erfolgreicher Ur-
ban Governance? Ein charakteristi-
sches Merkmal von Urban Governan-
ce ist die intensive Zusammenarbeit 
mit verschiedenen Akteuren, unter 
anderem der Quartiersbewohner-
schaft und ihren Organisationen, wo-
bei klare Vereinbarungen über die 
jeweiligen Zuständigkeiten und Auf-
gaben getroffen werden müssen. In 
Den Haag haben sich Probleme hin-
sichtlich klarer Vereinbarungen und – 
aufgrund mangelnder Transparenz – 
bezüglich Entscheidungsbefugnissen 
ergeben. Die derzeitige Organisati-
onsstruktur lässt Spielraum für die 
Rollen der Manager und der Stadtbe-
zirkskoordinatoren in den Manage-
ment-Teams. Daher ist zu fragen, ob 
die Aufgaben der Bewohnerinnen 
und Bewohner festgelegt werden sol-
len. Denn wenn alles bis ins letzte 
Detail geregelt ist, bleibt kein Frei-
raum mehr für neue Initiativen.  

Unabdingbar ist, dass die Regierung 
Bewohnerbeteiligung durch finanziel-
le Hilfen, Know-how und die Bereit-

stellung von Infrastruktur unterstützt; 
die Bewohnerorganisationen leisten 
hierfür die Vorarbeit. Dabei stellt sich 
allerdings das Problem, dass sich neu 
zugezogene Quartiersbewohnerinnen 
und -bewohner – beispielsweise Im-
migranten –, oftmals damit schwer 
tun, sich bestehenden Organisationen 
anzuschließen, und daher weniger 
Gelegenheit haben, sich Gehör zu 
verschaffen.

Auch die Entwicklung von Sozialkapi-
tal kann ein Problem sein. Die Zu-
sammensetzung der Bevölkerung 
spielt hierbei eine entscheidende Rol-
le; die große Bandbreite verschiede-
ner Bevölkerungsgruppen in benach-
teiligten Bezirken behindert die Grün-
dung von Netzwerken, die es Be-
wohnerinnen und Bewohnern ermög-
lichen, sich zu engagieren. Wissen 
und Organisationstalent sind zuneh-
mend wichtige Ressourcen angesichts 
der vielfältigen Gegensätze. 

Zusammenfassend können wir fest-
stellen, dass die Kommunalverwal-
tung mit ihren nachdrücklichen Be-
mühungen, die Bürgerschaft in die 
Entscheidungsprozesse einzubezie-
hen, vor einer schwierigen Aufgabe 
steht. Neue, Erfolg versprechende Ini-
tiativen stehen und fallen mit der 
Qualität ihrer Organisation. Eine gute 
Organisation stellt hohe Anforderun-
gen an die Kommunalverwaltung und
die Bürgerschaft. Damit Beteiligung 
erfolgreich ist, müssen Bewohnerin-
nen und Bewohner in der Lage sein, 
sich im Rahmen der von der Kommu-
ne eingerichteten organisatorischen 
Strukturen zu beteiligen und zu agie-
ren.

■ Drs. Karien Dekker 

Stadt- und Regionalforschungs-
zentrum des Fachbereichs
Geographische Wissenschaften  
der Universität Utrecht,  
Programm-Managerin für
das europäische RESTATE-Projekt 

mailto: K.Dekker@geog.uu.nl 

Organigramm der Beteiligung in Management-Teams in Den Haag 
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Management-Team (MT) des Stadtbezirks 
Leitung: Stadtbezirkskoordinator 
■ Vertreter der Kommunalverwaltung 
■ Polizei
■ Manager, Unternehmen 

Bewohner und ansässige Firmen 

informieren, beraten 

Stadtbezirksvertreter Stadtrat (Politiker) 

Quelle: Interviews UGIS 2001 
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Aktivierung und Beteiligung sind in 
Österreich noch vergleichsweise we-
nig verbreitet. Ansätze finden sich im 
Umweltbereich, in dem neue Formen 
der Konfliktregelung (z.B. Umwelt-
mediation) allmählich „traditionelle“, 
vergleichsweise stark abgeschlossene 
Verhandlungsformen ablösen und 
damit ein Feld für die direkte Beteili-
gung von Bürgerinnen und Bürgern 
an Entscheidungsprozessen öffnen. 
Mit dem Instrument der Strategischen 
Umweltprüfung (SUP) werden Poli-
tikansätze, Programme und Planun-
gen in den Bereichen Raumordnung, 
Verkehr, Abfall-, Energie- und Was-
serwirtschaft sowie Tourismus an 
„Runden Tischen“ unter Einbezie-
hung aller relevanten Interessengrup-
pen entwickelt. Beteiligungsprozesse 
werden außerdem im Rahmen von 
Lokale-Agenda-21-Prozessen forciert 
(vgl. Astleithner und andere 2002). 
Auf Basis der annähernd 30-jährigen 
Erfahrung mit „sanfter Stadterneue-
rung“ in Wien („Gebietsbetreuun-
gen“; vgl. Magistrat der Stadt Wien 
2000) werden „klassische“ Aufgaben 
wie Informations- und Beratungsar-
beit oder „Hilfe zur Selbsthilfe“ mitt-
lerweile von neuen Beteiligungsmo-
dellen abgelöst, die viele Elemente 
der Gemeinwesenarbeit integrieren. 

Zur Förderung von Beteiligungsver-
fahren wurde vom österreichischen 
Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft (BMLFUW) eine „Strategie-
gruppe Partizipation“ unter Leitung 
der Österreichischen Gesellschaft für 
Umwelt und Technik (ÖGUT) einge-
setzt, die generelle Rahmenbedin-
gungen und Qualitiätskriterien für 
partizipative Verfahren entwickelt hat 
(www.partizipation.at). Neben der 
Forderung nach Kooperation, Media-
tion und Empowerment werden darin 
unter anderem folgende Grundsätze 
hervorgehoben:

■ Voraussetzung für Beteiligung ist 
die „Rückendeckung“ durch Ent-
scheidungsträgerinnen und -träger 
in Politik und Verwaltung. 

■ Alle relevanten Interessengruppen 
sollten am Verhandlungstisch aus-
gewogen und unter Berücksichti-
gung der Anforderungen des 
„Gender mainstreaming“ vertreten 
sein.

■ In Bezug auf den Umgang mit 
Aushandlungsergebnissen müssen 
Verbindlichkeit sowie Einfluss- 
und Aktionsmöglichkeiten der Be-
teiligten klargestellt werden. 

■ Beteiligungsverfahren benötigen 
die Ausstattung mit Ressourcen 
(Informationen, Finanzmittel). 

Außerdem wurden Qualitätskriterien 
für die Prozesssteuerung und das Pro-
zessdesign formuliert. Insbesondere 
wird Wert darauf gelegt, dass formale 
und informelle Prozesse aufeinander 
abgestimmt werden, also beispiels-
weise die Schnittstelle zwischen Me-
diationsverfahren und Behördenver-
fahren organisiert wird. 

Trotz dieser Vorleistungen auf Bun-
desebene ist sozialorientierte Stadt-
entwicklung in Österreich allerdings 
nicht in einen übergeordneten politi-
schen Ansatz wie das deutsche Bund-
Länder-Programm „Stadtteile mit be-
sonderem Entwicklungsbedarf – die 
soziale Stadt“ eingebunden. Bei sozi-
aler Stadterneuerung, Lokaler Agenda 
21 und Grätzelmanagement (die Be-
zeichnung für Quartier/Nachbar-
schaft/Wohnviertel lautet „Grätzel“) 
handelt es sich vielmehr um einzelne 
Pilotprojekte auf kommunaler Ebene. 
Dabei kann insbesondere die Stadt 
Wien – wesentlich unterstützt vom 
Stadtrat für Planung und Verkehr – 
auf einige erfolgreiche Projekte im 
Rahmen der Stadtentwicklung ver-

weisen (z.B. Umgestaltung des Yp-
penplatzes in Ottakring oder Einrich-
tung eines Internetforums zur Beglei-
tung der Entwicklung des Wiener 
Hochhauskonzepts; vgl. Schicker 
2002). Im Zuge der Durchführung der 
„Strategischen Umweltprüfung zum 
Entwicklungsraum Nordosten Wiens 
(SUPer NOW)“ werden elementare 
Fragen zur Raum- und Verkehrsent-

Aktivierung und Beteiligung in Österreich 

Partizipationsrunde im Wiener Rathaus (Quelle: Kollmann u.a.) 
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wicklung sowie damit zusammen-
hängenden Umweltaspekten gemein-
sam mit Interessenvertreterinnen und 
-vertretern erörtert (www.wien.at/ 
stadtentwicklung/supernow). 

Auch bei der Erarbeitung des neuen 
Stadtentwicklungsplans Wien 
(„STEP05“), bei dem Handlungsfelder, 
Instrumente und Maßnahmen einer 
sozial orientierten Stadterneuerung im 
Vordergrund stehen, sollen neue Ver-
fahren der Bürgerbeteiligung erprobt 
werden. Dies geschieht zurzeit im 
Pilotprojekt „Grätzelmanagement“ in 
zwei Bezirken (Volkert- und Alliier-
tenviertel sowie rund um den Wallen-
steinplatz), dessen Grundsatz die 
Nutzung endogener Potenziale und 
Ressourcen für eine nachhaltige 
Stadtentwicklung ist (vgl. Breitfuss 
und Dangschat 2001). Konkret be-
deutet dies Aktivierung von Bewoh-
nerinnen und Bewohnern, Informati-
onsvermittlung zu Gestaltungsmög-
lichkeiten sowie Unterstützung bei 
Projektinitiativen. Auch wurden 
Maßnahmen und Initiativen zur Ver-
besserung der interkulturellen Kom-
munikation im Rahmen eines „Grät-
zelforums“ durchgeführt. Mit einer 
aktivierenden Befragung sollten Bür-
gerinnen und Bürger für die Mitarbeit 
in Arbeitsgruppen zu verschiedenen 
quartiersrelevanten Themen gewon-
nen werden. Im Volkert- und Alliier-
tenviertel wurden außerdem soziale 
Einrichtungen – insbesondere Schu-
len – als Multiplikatoren für die Arbeit 
des Grätzelmanagements einbezogen; 
ein erster Erfolg ist der verbesserte 
Kontakt zu Bevölkerungsgruppen mit 
Migrationshintergrund. Generell sind 
verschiedene Institutionen wie Kir-
chen, eine Außenstelle des Integrati-
onsfonds, ein Jugendzentrum und ein 
Frauentreff mittlerweile wichtige Kno-
tenpunkte für die Vernetzungsarbeit 
im Stadtteil (vgl. Mann 2003). 

In Graz – neben Wien die zweite 
Großstadt, in der soziale Stadtent-
wicklung erprobt wird – werden Be-
teiligungsprozesse im Rahmen der 

Gemeinschaftsinitiative URBAN II 
(„UrbanGrazWest“; vgl. Magistrat der 
Stadt Graz 2002) durchgeführt: Dabei 
wurden die Programmziele schon 
frühzeitig nicht nur durch Experten 
allein, sondern im Rahmen eines 
kommunikationsorientierten Entwick-
lungsprozesses erarbeitet. Gesteuert 
von der „Initiative Stadtteilentwick-
lung Graz-West“ wurden möglichst 
viele öffentliche und private Interes-
sengruppen aus den Bereichen Sozia-
les, Wirtschaft, Ökologie in Kommu-
nikationsprozesse und Beteiligungs-
verfahren sowie offene Planungs- und 
Entscheidungsstrukturen eingebun-
den. Dies flankierend sind außerdem 
der so genannte Infopoint als zentrale 
Anlaufstelle im Stadtteil Gries ins Le-
ben gerufen sowie eine Internetplatt-
form eingerichtet worden (http:// 
www.urban-link.at).

Aktivierung und Beteiligung der Be-
völkerung im Zusammenhang mit 
Stadtentwicklung erleben gegenwärtig 
einen Aufschwung. Zum einen wer-
den dadurch bessere Projektergebnis-
se erzielt, da mehr Informationen, 
Wissen und das Engagement lokaler 
Akteure in konkrete Planungen ein-
fließen. Zum anderen besteht aber 
auch die Gefahr, dass Partizipation 
nur ein „Feigenblatt“ ist, insbesondere 
wenn Beteiligungsangebote nicht o-
der nur unzureichend mit den not-
wendigen Ressourcen – an erster Stel-
le Entscheidungsbefugnisse – ausge-
stattet sind. 

Die zunehmende Bedeutung von Ak-
tivierung und Beteiligung findet ihren 
Niederschlag auch in der Ausbildung 
zukünftiger Verantwortlicher. So kön-
nen Studierende der Raumplanung 
und Architektur an der TU Wien seit 
zwei Jahren an einem Ausbildungs-
modul „Partizipation und Moderati-
on“ teilnehmen, in dem unter ande-
rem die Beteiligung schwer erreichba-
rer Bevölkerungsgruppen wie Ob-
dachloser, Jugendlicher, Migrantin-
nen und Migranten ein wichtiges 
Thema ist. 

Aktivierung und Beteiligung der Be-
völkerung sind in Österreich, wo all-
zu oft eine eher resignative „mir is eh 
alles wurscht“-Stimmung festzustellen 
ist, eine wichtige Aufgabe, um lokale 
Demokratie und soziale wie kulturel-
le Integration zu stärken. 

■ Mag. rer. soc. oec.
Dipl.-Ing. Oliver Frey 

 TU Wien, Institut der Soziologie für 
Raumplanung und Architektur (ISRA) 

 mailto: oliver.frey@tuwien.ac.at 
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Zwei Initiativen zur Entwicklung der 
„Peripherie“ Stockholms 

Im Jahr 1995 stellte der Stockholmer 
Stadtrat die „Peripherie-Initiative“ vor. 
Sie zielte darauf ab, die Lebensbedin-
gungen in 13 Stadtbezirken zu 
verbessern, die man als „Nachzügler“ 
hinsichtlich der sozialen, ökonomi-
schen und physisch-materiellen Ent-
wicklung im Kontext der Gesamtstadt 
betrachtete. Die Zielsetzungen der 
Initiative haben sich mit den Jahren 
ebenso verschoben wie die damit 
verbundenen Organisationsformen 
und Arbeitsmethoden. Neuerungen 
im Laufe der Zeit sind hauptsächlich 
auf politische Veränderungen im 
Stadtrat, teilweise aber auch auf prak-
tische Erfahrungen zurückzuführen. 
Die unterschiedlichen politischen 
Parteien im Stadtrat sind sich über das 
grundlegende Ziel der Initiative einig, 
nämlich die Lebensbedingungen und 
die demokratische Beteiligung in den 
betreffenden Bezirken zu fördern. 
Uneinig aber sind sie sich über die 
Mittel und Methoden, die dafür ein-
gesetzt werden sollen. Die Initiative 
wird mindestens bis 2006 laufen. 

Im Jahr 1998 beschloss die schwedi-
sche Regierung, in den drei Groß-
stadtbereichen Schwedens – Stock-
holm, Göteborg und Malmö – einen 
Stadtentwicklungsplan vorzustellen, 
der die dortige Entwicklung fördern 
und die wachsenden sozialen Unter-
schiede und Probleme bekämpfen 
sollte. Geplant war eine langfristige 
Maßnahme; eine erste Entwicklungs-
phase mit staatlicher Förderung dau-
erte zunächst von 1999 bis 2003. Das 
Programm war für 24 Stadtbezirke in 
sieben Gemeinden der Großstadtbe-
reiche konzipiert und wird haupt-
sächlich auf Stadtbezirksebene umge-
setzt. In Stockholm sind fünf Außen-
bezirke daran beteiligt, die sich mit 

der „Peripherie-Initiative“ über-
schneiden.

Das Stadtentwicklungsprogramm ver-
folgt zwei übergreifende Ziele: 
■ Bedingungen für langfristiges und 

nachhaltiges Wachstum in den 
Großstadtbereichen zu schaffen; 

■ soziale, ethnische und andere dis-
kriminierende Trennungen aufzu-
brechen; Gleichheit und ver-
gleichbare Lebensbedingungen für 
alle Stadtbewohner zu fördern. 

Um diese Ziele zu erreichen, wurden 
zwischen Staat und Kommunen regi-
onale Entwicklungsvereinbarungen 
getroffen.

Erfahrungen in Stockholm 
Die Aktivierung und Beteiligung der 
Bewohnerschaft der betreffenden 
Stadtbezirke werden von beiden 
Stockholmer Entwicklungsinitiativen 
als strategische Themen und zwei der 
wichtigsten Ziele für das Gelingen 
einer langfristigen und nachhaltigen 
Entwicklung der Außenbezirke Stock-
holms angesehen. Dabei sind Beteili-
gung und Aktivierung sowohl wichti-

ge Methoden zur Erreichung von Zie-
len (bessere Ausbildung, höhere Be-
schäftigungszahlen) als auch wichtige 
Ziele „an sich“. Im nationalen Stadt-
entwicklungsprogramm sind Beteili-
gung und Aktivierung sogar Voraus-
setzungen für eine nationale Kofinan-
zierung lokaler Entwicklungspro-
gramms.

Die Aufgabe, zu definieren, was ei-
gentlich mit „Aktivierung“ und „Betei-
ligung“ gemeint ist, und entsprechen-

de Arbeitsmethoden zu finden, ist den 
Stadtbezirken selbst übertragen wor-
den. Dies ist nicht einfach gewesen, 
die Stadtbezirke haben jedoch ver-
sucht, neue Methoden und Wege zu 
finden, um die Bewohnerschaft zu 
erreichen, sie zu informieren und in 
die konkrete Entwicklungsarbeit vor 
Ort einzubinden.

Besonders in den letzten Jahren tru-
gen die Stadtbezirksverwaltungen die 
Verantwortung für Aktivierung. Die 
Arbeit in der „Peripherie-Initiative“ 
begann 1995 als Projekt zunächst au-
ßerhalb der Bezirksverwaltung, wurde 

Aktivierung und Beteiligung in Schweden 

Markt in der Kämpinge-Schule, Distrikt Tensta (Foto: Malcolm Jacobson) 
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aber später in die Bezirksverwaltung 
integriert, um eine Randstellung die-
ses Arbeitsansatzes zu vermeiden. 

Von Anfang an zielten die Aktivie-
rungsaktivitäten hauptsächlich auf die 
Bewohnerinnen und Bewohner der 
jeweiligen Stadtgebiete ab und – im 
Rahmen der Umsetzung des Stadt-
entwicklungsprogramms – auch auf 
weitere wichtige lokale Akteure wie 
Wohnungsbaugesellschaften, die ört-
liche Polizei, das Sozialamt, die Ge-
sundheitsfürsorge, Schulen und natür-
lich das örtliche Arbeitsamt sowie vor 
Ort ansässige Unternehmen.  

Im Laufe der Jahre wurden viele ver-
schiedene Formen von Aktivierung 
und Beteiligung eingesetzt: Bürgerbe-
fragungen, Diskussionsforen, stadt-
teilbezogene Zukunftskonferenzen, 
kleine lokale Arbeitsgruppen zu Fra-
gen von besonderem Interesse, politi-
sche Diskussionsveranstaltungen, lo-
kale Entscheidungsforen usw. Auch 
sind verschiedene Informationsaktivi-
täten ausprobiert worden, darunter 
Ausstellungen, Broschüren und Arti-
kel in den örtlichen Zeitungen. In ei-
nigen Bezirken wurden spezielle 
„Linkworker“ vor Ort eingesetzt, um 
die unterschiedlichen Bevölkerungs-
gruppen zu erreichen. Andere lokale 
Akteure wie Unternehmen, Arbeits-
ämter usw. haben sich in örtlichen 
„Steering-Committees“ oder Mana-
gement-Gruppen sowie in verschie-
denen Arbeitsgruppen engagiert. 

Bisherige Erfahrung mit Aktivierung 
und Beteiligung 
■ In den meisten Stadtbezirken hat 

sich eine erfolgreiche Zusammen-
arbeit zwischen wichtigen lokalen 
Akteuren wie der Bezirksverwal-
tung, bezirksansässigen Unter-
nehmen, Wohnungsbaugesell-
schaften usw. entwickelt. Derzeit 
ist eine Diskussion darüber im 
Gang, wie die unterschiedlichen 
Akteure auf lokaler Ebene ihre 
Ressourcen effektiver bündeln 
können, um gemeinsame Ziele in 

der Arbeit vor Ort zu erreichen. 
Unter anderem aufgrund unter-
schiedlicher Bestimmungen ist 
dies nicht einfach, es sind aber in 
diese Richtung bereits interessante 
Schritte unternommen worden. 

■ Die Beteiligung an verschiedenen 
Projekten hat bei vielen Teilneh-
merinnen und Teilnehmern von 
Arbeitsgruppen, stadtteilbezoge-
nen Zukunftskonferenzen und an-
deren Veranstaltungen das Interes-
se auch für weitere lokale Themen 
geweckt.

■ In diesem ganzen Arbeitsprozess 
hat sich ein Bewusstsein für die 
Bedeutung der Kommunikation 
zwischen Bewohnerschaft und 
örtlichen Behörden entwickelt. 

■ Die Stadtbezirke waren bei der 
Definition von Aktivierung und 
Beteiligung sehr stark auf sich al-
lein gestellt. Kommunal- und 
Staatsregierung haben diese Auf-
gabe größtenteils den Bezirksver-
waltungen überlassen. 

■ Nur eine Minderheit der Bewoh-
nerinnen und Bewohner hat an 
Versammlungen, Arbeitsgruppen 
usw. teilgenommen. Diese Min-
derheit war kaum repräsentativ für 
die jeweilige Bezirksbevölkerung. 

■ Viele der für die Entwicklung ei-
nes kleinen Stadtbezirks wichtigen 
Fragen werden außerhalb dieses 
Bezirks entschieden. Da die Zent-
ralregierung nicht in den lokalen 
Beteiligungsgremien vertreten 
war, ist es für die Bürgerinnen und 
Bürger schwierig gewesen, Belan-
ge auch jenseits der im Vergleich 
eher unbedeutenden Fragen loka-
ler Entwicklung zu thematisieren. 
Dies hatte einen negativen Ein-
fluss auf die Motivation, sich lang-
fristig zu engagieren.  

■ Bislang war es schwierig, die zent-
rale Stadtverwaltungsebene in die 

Entwicklung der Gebiete einzube-
ziehen, auf die die Entwicklungs-
initiativen abzielen. In Fällen, bei 
denen die Zentralverwaltung ein-
bezogen war, hat diese ihre eige-
nen Bedingungen gestellt.  

■ Zu Beginn der „Peripherie-
Initiative” wurden den Bewohne-
rinnen und Bewohnern der betref-
fenden Bezirke große Verspre-
chungen gemacht. Dies führte zu 
vielen unrealistischen und unrea-
lisierbaren Wünschen in der Be-
wohnerschaft, was bei vielen eine 
große Enttäuschung auslöste.  

■ Es gab einige Verwirrung darüber, 
wohin Aktivierung führen soll. 
Handelt es sich um eine Methode, 
mit der Bewohnerinnen und Be-
wohner in die Ermittlung der 
wichtigsten Entwicklungsfragen 
des Bezirks eingebunden werden 
können? Oder bedeutet Aktivie-
rung eine Methode, Bewohnerin-
nen und Bewohner auch die Lö-
sung jedes Problems finden und 
umsetzen zu lassen? Wie können 
Bewohnerschaft und Fachleute 
neue Wege der Zusammenarbeit 
beschreiten, um lokale Probleme 
nachhaltig zu lösen? 

Herausforderungen für die Zukunft 
Die Stadt Stockholm muss weiterhin 
Methoden entwickeln, mit denen sich 
verschiedene Entwicklungsinitiativen 
und -aktivitäten unterschiedlicher 
zentraler Behörden in einem integ-
rierten Entwicklungsprogramm bün-
deln lassen, das auf den lokalen Be-
dingungen basiert und Beteiligungs-
spielräume für die unterschiedlichen 
zentralen Akteure eröffnet. Dies ist 
eine zentrale Herausforderung. 

Die Kommune muss die Kommunika-
tion zwischen Bürgerinnen und Bür-
gern sowie örtlichen Behörden weiter 
ausbauen, nicht nur durch spezielle 
Projekte, sondern auch durch die täg-
liche Arbeit in den Stadtbezirken. 
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Behörden wie auch viele Bewohne-
rinnen und Bewohner werden ihre 
Erwartungshaltung revidieren müssen, 
die Behörden würden lediglich als 
Dienstleister für die Bürger fungieren, 
wobei Letztere als reine „Konsumen-
ten“ angesehen werden. Notwendig 
ist vielmehr die Erkenntnis, dass die 
Bürgerinnen und Bürger selbst die 
Gelegenheit ergreifen müssen, mehr 
Verantwortung für die lokale Entwick-
lung zu übernehmen. Dies ist eine 
große Herausforderung, nicht nur für 
die Stadtgebiete, die spezielle Ent-
wicklungsprogramme brauchen, son-
dern für die ganze Gesellschaft. 

■ Karin Eriksson-Bech 

 The City of Stockholm Integration 
 Department, 
 Section for Integration and  
 Metropolitan Initiatives 

 mailto: karin.erikssonbech@ 
 integration.stockholm.se 
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7. bis 8.11.2003, Hamburg
Fortbildung „Gestaltung interkultureller 
Angebote in der Kinder- und Jugend-
arbeit“, Veranstalter: Verband Kinder- und 
Jugendarbeit Hamburg e.V.; Veranstal-
tungsort: Amandastraße 60, 20357 Ham-
burg; Anmeldung: Verband Kinder- und 
Jugendarbeit Hamburg e.V., Telefax: 040/ 
434284, E-Mail: verbandhh.upj@ 
t-online.de

10. bis 12.11.2003, Berlin
Fachtagung „Stadterneuerung – Stand-
ortbestimmung und Perspektiven. Sanie-
rung, soziale Stadterneuerung, städtebau-
licher Denkmalschutz, Stadtumbau“; Ver-
anstalter: Institut für Städtebau Berlin; 
Veranstaltungsort: Haus der Kirche, Goe-
thestraße 27-30, 10625 Berlin; Ansprech-
partner: Institut für Städtebau Berlin, Stre-
semannstraße 90, 10963 Berlin, Telefon: 
030/230822-0, Telefax: 030/230822-22.  

19. bis 21.11.2003, Hannover
„Jahrestreffen: MigrantInnen im Stadtteil. 
Jahrestagung Stadtteilarbeit 2003“; Veran-
stalter: Landeshauptstadt Hannover, Ver-
band für sozialkulturelle Arbeit e.V., Re-
daktion der Internetseite www.stadtteil-
arbeit.de; Veranstaltungsort: Soziales und 
Kulturelles Stadtteilzentrum Kronsberg 
(KroKuS), Hannover; Info: Wolfgang Prau-
ser, Telefon: 0511/168-46458 oder -
45244, Telefax: 0511/168-42144, E-Mail: 
wolfgang.prauser@hannover-stadt.de  

21.11.2003, Köln 
Fortbildung „Lokale Ökonomie I“; Veran-
stalter: vhw – Deutsches Volksheim-
stättenwerk; Veranstaltungsort: Domicil 
Köln, Brüsseler Straße 26, 50674 Köln; 
Info: Dr. Walter Metscher, vhw-Bundes-
geschäftsstelle Berlin, Telefon: 030/ 
390473-25, Telefax: 030/390473-19,  
E-Mail: wmetscher@vhw-online.de  

24. bis 29.11.2003, Remscheid
Kurs „Partizipation der Kinder bei der 
Spielraumplanung in Stadt und Land. 
Werkstattkurs mit zwei Abschnitten“; Ver-
anstalter: Akademie Remscheid; Veran-
staltungsort: Akademie Remscheid, Küp-
pelstein 34, 42857 Remscheid; Info: Aka-
demie Remscheid, Telefon: 02191/794-0, 
Telefax: 02191/794-205, E-Mail: info@ 
akademieremscheid.de  

5. bis 6.12.2003, Berlin  
„9. Kongress Armut und Gesundheit. 
Schwerpunktthema: Strategien der Ge-
sundheitsförderung“; Veranstalter: Ge-
sundheit Berlin e.V.; Info: Gesundheit Ber-
lin e.V., Straßburger Str. 56, 10405 Berlin, 
Telefon 030/4431906-0, Telefax: 030/ 
4431906-3 

12.12.2003, Köln 
Fortbildung „Lokale Ökonomie II“; Veran-
stalter: vhw – Deutsches Volksheimstät-
tenwerk; Veranstaltungsort: Domicil Köln, 
Brüsseler Straße 26, 50674 Köln; Info: Dr. 
Walter Metscher, vhw-Bundesgeschäfts-
stelle Berlin, Telefon: 030/390473-25, 
Telefax: 030/390473-19, E-Mail:  
wmetscher@vhw-online.de  

16.1.2004, Köln 
Fortbildung „Instrumente der Projektfi-
nanzierung“; Veranstalter: vhw – Deut-
sches Volksheimstättenwerk; Veranstal-
tungsort: Domicil Köln, Brüsseler Straße 
26, 50674 Köln; Info: Dr. Walter Met-
scher, vhw-Bundesgeschäftsstelle Berlin, 
Telefon: 030/390473-25, Telefax: 030/ 
390473-19, E-Mail: wmetscher@vhw-
online.de

29. bis 30.1.2004, Gelnhausen 
Fortbildung „Gemeinwesenarbeit und 
Quartiersmanagement in der Sozialen 
Stadt. Modul 4: Netzwerkkommunikation 
und lokale Entwicklungspartnerschaften“; 
Veranstalter: BAG Soziale Stadtent-
wicklung und Gemeinwesenarbeit, c/o: 
LAG Soziale Brennpunkte Hessen e.V., 
Burckhardthaus, Ev. Institut für Jugend-, 
Kultur- und Sozialarbeit; Veranstaltungs-
ort: Burckhardthaus, Herzbachweg 2, 
63571 Gelnhausen; Info: Burckhardthaus, 
Telefon: 06051/89-0. 

6.2.2004, Köln 
Fortbildung „Schlüsselqualifikation I“;
Veranstalter: Veranstalter: vhw – Deut-
sches Volksheimstättenwerk; Veranstal-
tungsort: Domicil Köln, Brüsseler Straße 
26, 50674 Köln; Info: Dr. Walter Met-
scher, vhw-Bundesgeschäftsstelle Berlin, 
Telefon: 030/390473-25, Telefax: 
030/390473-19, E-Mail: wmetscher@vhw-
online.de

5.3.2004, Köln 
Fortbildung „Schlüsselqualifikation II“;
Veranstalter: Veranstalter: vhw – Deut-
sches Volksheimstättenwerk; Veranstal-
tungsort: Domicil Köln, Brüsseler Straße 
26, 50674 Köln; Info: Dr. Walter Met-
scher, vhw-Bundesgeschäftsstelle Berlin, 
Telefon: 030/390473-25, Telefax: 030/ 
390473-19, E-Mail: wmetscher@vhw-
online.de

15. bis 16.3.2004, Gelnhausen 
Fortbildung „Gemeinwesenarbeit und 
Quartiersmanagement in der Sozialen 
Stadt. Modul 5: Projektentwicklung und 
Evaluation“; Veranstalter: BAG Soziale 
Stadtentwicklung und Gemeinwesen-
arbeit, c/o: LAG Soziale Brennpunkte 
Hessen e.V., Burckhardthaus, Ev. Institut 
für Jugend-, Kultur- und Sozialarbeit; Ver-
anstaltungsort: Burckhardthaus, Herz-
bachweg 2, 63571 Gelnhausen; Info: 
Burckhardthaus, Telefon: 06051/89-0. 

1.4.2004, Gauting/Zürich 
Masterstudiengang „Gemeinwesenent-
wicklung, Quartiersmanagement und Lo-
kale Ökonomie“; Veranstalter: Deutsch-
schweizerischer Kooperationsverbund, 
Hochschule für Soziale Arbeit, Zürich, 
Fachhochschule Basel, Evangelische 
Fachhochschule Freiburg, Breisgau, Alice-
Salomon Fachhochschule Berlin, Fach-
hochschule München; Weitere Informati-
onen: www.hssaz.ch oder direkt bei 
Prof. Dr. Susanne Elsen, Fachbereich 11, 
Fachhochschule München, Am Stadtpark 
20, 81243 München,  
E-Mail: Susanne.elsen@t-online.de  
Bewerbungsschluss: 31.12.2003 

Veranstaltungshinweise 


